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Vernehmlassungsverfahren 

 

Parlamentarische Kommissionen. 11.449 Pa.Iv. Publikation von 
Erwachsenenschutzmassnahmen 
Seit Inkrafttreten des neuen Erwachsenenschutzrechts am 1. Januar 2013 werden die 
Schutzmassnahmen, welche die Handlungsfähigkeit der betroffenen Personen ein-
schränken, nicht mehr in den kantonalen Amtsblättern veröffentlicht. Um Auskunft 
über das Bestehen einer Massnahme zu erhalten, müssen sich Dritte fortan im Ein-
zelfall und unter Glaubhaftmachung eines Interesses an die zuständige Erwachse-
nenschutzbehörde wenden. Vor dem Hintergrund einer mit der Publikation drohen-
den Gefahr der Stigmatisierung der betroffenen Person ist dieser Systemwechsel zu 
begrüssen. Allerdings erachtet die Kommission den Zugang Dritter zu den für einen 
Vertragsschluss relevanten Angaben über die Handlungsfähigkeit einer Person unter 
geltendem Recht als übermässig restriktiv. Sie schlägt daher vor, die Anordnung 
einer Massnahme dem Betreibungsamt mitzuteilen, damit dieses Dritte auf Gesuch 
hin über die Massnahme informieren kann. Potenzielle Vertragspartner können auf 
diese Weise mit verhältnismässig geringem Aufwand Kenntnis von einer Massnah-
me erlangen. Im Rahmen der Revision wird ausserdem klargestellt, welche weiteren 
Behörden die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde über eine angeordnete Mass-
nahme zu informieren hat. 

Datum der Eröffnung: 13. Dezember 2013 

Vernehmlassungsfrist: 31. März 2014 

Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: Bundesamt für Justiz, 
Bundesrain 20, 3003 Bern, Telefon 031 32 24797, Fax 031 32 24225, 
www.bj.admin.ch 

Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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